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Axel Troost

Sozial und gerecht umverteilen statt kaputtsparen
Die steuerpolitischen Konzepte der LINKEN

Mit großer Spannung war in Deutschland in diesem Jahr die Prognose der
Steuerschätzung erwartet worden. Wieviel Spielraum für weitere in Aus-
sieht gestellte Steuersenkungen wird sich von den Zahlenwerten wohl
ableiten lassen, so die Frage, die insbesondere das schwarz-gelbe Regie-
rungsbündnis stark beschäftigte. Nichtsdestotrotz durfte längst klar sein:
Unsummen öffentlicher Mittel, die leichtfertig für fragwürdige Banken-
rettungen veranschlagt worden waren, sowie fehlende Einnahmen infolge
der wirkenden Rezession hinterlassen tiefe Löcher in den öffentlichen
Kassen. In Deutschland ließe sich diese Summe aus Steuerausfällen, den

Ausgaben für die Bankenrettung und den zweifelsohne notwendigen
Stabilisierungsmaßnahmen (Konjunkturpakete, Kurzarbeitergeld) auf
mindestens 100 Mrd. Euro beziffern, die nun an anderen Enden fehlen.

Als Vorboten der Misere hatten viele Städte und Gemeinden auf die
alarmierende Finanzentwicklung in den Kommunen aufmerksam gemacht.
Der Deutsche Städtetag ging in seinem Anfang des Jahres vorgelegten
Bericht von einem Rekorddefizit von 12 Milliarden Euro für das laufende
Jahr aus, wobei dieser Wert inzwischen um drei Milliarden nach oben

korrigiert wurde (Deutscher Städtetag 2010, Deutschlandradio 14.5.2010).
Die Berechnungen des Arbeitskreises Steuerschätzung vom Mai dieses
Jahres weisen bis Ende 2013 schließlich Steuer-Mindereinnahmen von rund
38,9 Milliarden Euro aus. Für 2010 werden 1,2 Milliarden Euro weniger
als in der Steuerschätzung vom Frühjahr des Vorjahres veranschlagt (Aus-
schussdrucksache 17(7)52, Ergebnis Steuerschätzung 2010). Die Reaktion
von Regierungspolitikern auf die Schätzung ist schon sehr erstaunlich,
zumal sie monatelang mauerten und sich nicht zu ihrer Haushaltsplanung
äußern wollten, bevor nicht die Zahlen auf dem Tisch lagen. „Die Steuer-

Schätzung bringt nicht große Überraschungen", hatte Finanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU) erklärt (Frankfurter Rundschau 7.5.2010).
Ähnlich äußerte sich auch Wirtschaftsminister Rainer Braderie (FDP).

Besorgniserregend ist die Situation allemal: Es geht nicht nur darum,
dass Schwimmbäder, Stadtteiltheater und soziale Einrichtungen mit Ver-
weis auf die fehlenden Mittel geschlossen werden. Schlimmer ist, dass der
Staat sich kaputtzusparen droht. Denn wenn auch die Bundesregierung
nunmehr zumindest von weiteren Steuersenkungen abzurücken scheint, ist
schon wieder von vermeintlich unvermeidbaren Sparzwängen und Kür-
zungen auf der Ausgabenseite die Rede. Dass beim anfangs Juni von der
Regierangskoalition beschlossenen Sparpaket Kürzungen bei Arbeitslosen-
und Sozialleistungen sowie Korrekturen bei Eltern- und Wohngeld vorge-
sehen sind, kommt nicht überraschend.
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Steuerpolitik und die Folgen

Wenn in Deutschland aber auch in anderen Staaten Steuern gesenkt werden,
geschieht dies oft mitVerweis auf die Globalisierung und den „Sachzwang
Weltmarkt", dem man sich nicht widersetzen könne. Diese Begründung
wird vor allem sehr gerne herangezogen, um Steuersenkungen für Unter-
nehmen und Investoren zu rechtfertigen. Grundlegend vernachlässigt wird
hierbei die andere Seite der Gleichung Denn in einem durch Globalisierung
forcierten internationalen Wettbewerb kann es sich kein Staat leisten, auf
Handlungsspielräume zu verzichten. Einerseits geht es um wichtige Zu-
kunftsinvestitionen in Forschung und Bildung und eine tragfähige Ent-
wicklung der öffentlichen Infrastruktur, um nicht zuletzt sozialen Aufstieg
und wirtschaftlichen Fortschritt zu garantieren. Andererseits gibt es in
jedem Land nicht nur Gewinner, sondern auch Verlierer der Globalisierung,
deren Teilnahme am kulturellen, politischen und sozialen Leben aus
Gründen der Gerechtigkeit und Demokratie zu gewährleisten ist. Doch
statt in dieser Situation lenkend einzugreifen, gräbt sich der Staat - und
nicht nur in Deutschland - selbst das Wasser ab, indem er in erheblichem
Maße auf Einnahmen verzichtet (vgl. Liebert 2007).

Wie sehr der Staat in Deutschland in den vergangenen Jahren seine

Tätigkeit zurückgefahren hat, zeigt die Entwicklung der Staatsquote.'
Sowohl historisch als auch mit Bick auf andere Länder im europäischen
Vergleich ist diesbezüglich ein erheblicher Rückgang festzustellen. Zwi-
sehen 1999 und 2008 ging die Staatsquote von 48 auf 43,5 Prozent zurück
(Bofinger 2008). Für 2009 ist nach Angaben des Bundesfinanzministeriums
von einem Wert von 47,6 Prozent auszugehen (BMF 2010b), was den

Ausgaben von Stabilisierungsmaßnahmen, insbesondere den Rettungs-
paketen für Banken und angeschlagene Unternehmen geschuldet ist.
Diese Rettungsausgaben mal ausgeklammert lag die Staatsquote in
Deutschland im OECD-Schnitt, allerdings weitaus niedriger als in anderen

europäischen Ländern. Im Vergleich zu Japan und den USA hat sie immer
noch ein höheres Niveau. Dabei gilt es aber zu berücksichtigen, dass in
den USA ein Großteil des Sozialsystems privat organisiert ist und deshalb
nicht in die Staatsquote eingeht. Ohne den Anteil der Sozialsysteme lag
die Staatsquote 2008 in Deutschland beispielsweise bei lediglich 24, 9

Prozent und damit unter der Staatsquote der USA (BMF 2009, BMF 2010a,
eigene Berechnung).

Weit abgeschlagen liegt die Bundesrepublik auch bei der Steuerquote.
Sie liegt 2008 gerade einmal bei einem Anteil von 36,4 Prozent am BIP
(OECD 2009). Im Vergleich beispielsweise zu den anderen 18 EU-Ländem,
die Mitglied in der OECD sind, haben nur Irland, Slowakei, Griechenland,
Spanien und Portugal eine geringere Fiskalquote. Kritisch zu sehen ist
zudem, dass es in Deutschland vor allem die Arbeitnehmerinnen sind, die
durch Lohn- und Verbrauchsteuern die Hauptlast der Steuern schultern.
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Ein Blick auf die Steuerstruktur von 2009 zeigt, dass der Großteil der
eingenommenen 527 Mrd. Euro auf Umsatzsteuer und Lohnsteuereinnah-
men zurückzuführen sind. Hingegen niedrig ist die tatsächlich bezahlte
Steuerlast auf Unternehmens- und Vermögenseinkommen (vor allem
Einkommens-, Körperschaft- und Gewerbesteuer sowie durch die Grund-
und Erbschaftsteuer). 2009 betrug sie mit 20 Prozent nur knapp die Hälfte
der Belastung von Lohneinkommen, die bei fast 50 Prozent lag. Sie liegt
deutlich niedriger als in anderen europäischen Ländern und deutlich unter
dem EU-15-Durchschnitt, geringfügig nur über dem Durchschnitt der
neuen Mitgliedstaaten im östlichen Europa (Jarass 2010).

Steuersenkung und Steuergeschenke

Die politischen Konzepte der jetzigen Regierung aus CDU/CSU und FDP,
aber auch die der vorangegangen Regierungskoalitionen bauen aufmassive
Steuersenkung und sind getragen von dem Irrglauben, hierdurch positive
Anreizstrukturen für Wirtschaft und Beschäftigung zu schaffen. Ihre ex-
tremste Ausprägung gewinnt diese Sicht in dem so bezeichneten Laffer-
Kurven-Modell, wonach der Besteuerung eine so starke negative Wirkung
unterstellt wird, dass aus der Senkung der Steuersätze entsprechend hohe
wirtschaftliche Leistungsanreize resultieren, die wiederum ein steigendes
Steueraufkommen entstehen lassen. Dieser Ansatz ist jedoch in der Dis-
kussion höchst umstritten und aus makroökonomischer Perspektive ein
Irrweg. Es hat sich empirisch nirgends nachweisen lassen, dass Steuersen-

kungen per se zu nachhaltig höheren Wachstumsraten führen. Im Übrigen
gilt dies auch für die mehrfache Reform der Unternehmenssteuern der

rot-grünen Bundesregierung seit 2001. Über 40 Prozent des Schuldenan-
stiegs der Jahre 2001 bis 2005 gehen auf das Konto von Steuerrechts-
änderungen (Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 2010).

Die Folgen dieser Steuerpolitik, einschließlich der unter der großen
Koalition fortgesetzten Unternehmensentlastung, sind eine erhebliche
Umverteilung von unten nach oben und Milliarden Einnahmeverluste für
die öffentliche Hand. Allein das im November 2009 von CDU/CSU und
FDP verabschiedete sogenannte Wachstumsbeschleunigungsgesetz wird
2010 in Bund, Ländern und Kommunen mit Steuermindereinnahmen von
6,1 Mrd. Euro zu Buche schlagen. Die Spitzenausfälle von rund 9 Milliar-
den stehen dabei noch aus und sind für 2012 zu erwarten (Gesetzentwurf,
Drucksache 17/15).

Längst ist daher davon auszugehen, dass sich das Wachstumsbeschleu-
nigungsgesetz am Ende als Schuldenbeschleuniger entpuppen wird. Ab-
gesehen von Entlastungen für Familien, die sich lediglich auf eine Erhöhung
des Kindergeldes und des Kinderfreibetrags beschränken,^ wird eine

Klientelpolitik betrieben: Besserverdiendende, große Unternehmen und
Erbende werden bevorteilt. In der Unternehmensbesteuerung werden
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beispielsweise Gegenfinanzierungsmaßnahmen der letzten Unternehmens-
Steuerreform von 2008 abgeschafft, so dass hiervon nun die massive
Körperschaftsteuersenkung von 10 Mrd. jährlichnicht aber die Gegen-
finanzierung übrigbleibt. Damit erhalten die Unternehmen ein nachträg-
liches Steuergeschenk. Desweiteren wurden Verlustabzugsbeschränkungen
bei Unternehmensübernahmen und Konzernumstrukturierungen gelockert.
Für Beherbergungsleistungen im Hotel und Gastronomiegewerbe wurde
der Umsatzsteuersatz von 19 Prozent auf den ermäßigten Satz von 7 Prozent
abgesenkt.

Angesichts der gedämpften Aussichten für die Entwicklung der Steuer-
einnahmen verbietet sich jede weitere Steuersenkungsdiskussion. Die öf-
fentlichen Haushalte und damit auch die notleidenden Kommunen verlie-
ren dringend benötigte Einnahmen. Auch vorausschauend, in Hinblick auf
die im Koalitionsvertrag angekündigte und für 2011 anvisierte große
Einkommensteuerreform fehlt es komplett an finanziellem Handspielraum.
Pläne der FDP, die als entzauberte Steuersenkungspartei hierzu inzwischen
ein abgespecktes Steuermodell mit Entlastungen von immerhin noch 16

Mrd. Euro beschlossen hat, grenzen an Realitätsverlust.

Das Steuerkonzept der LINKEN

Die Vorschläge der LINKEN heben sich deutlich von dieser ungerechten
Steuerpolitik ab. Als Oppositionspartei ist sie mit der Forderung angetreten,
die Umverteilung von unten nach oben zu beenden und umzukehren
(Bundestagswahlprogramm 2009). Neben Entlastungen für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer steht hierbei im Vordergrund, insgesamt höhere
Einnahmen für die öffentliche Hand zu generieren. Diese Mehreinnahmen
sollen genutzt werden für die Durchsetzung von mehr sozialer Gerechtig-
keit, für Bildung und Innovation, für mehr Beschäftigung, für den ökolo-
gischen Umbau und für die Wiederherstellung der kommunalen Selbstver-
waltung.

An steuerpolitischen Maßnahmen fordert sie, die Vermögensteuer, die
in Deutschland bis 1997 erhoben wurde, als Millionärsteuer wieder einzu-
führen. Das Konzept sieht einen Freibetrag von einer Millionen Euro vor,
so dass lediglich der Vermögensanteil darüber mit fünf Prozent besteuert
werden soll (Drucksache 17/453). Hieraus ist mit einem Gesamtaufkommen

von rund 80 Milliarden Euro zu rechnen. Hinsichtlich der Unternehmens-
besteuerung ist vorgesehen, die steuerliche Bemessungsgrundlage zu
verbreitern und eine Rücknahme der Befreiung von Veräußerungsgewinnen
vorzunehmen. Vor allem international tätige Unternehmer haben große
Möglichkeiten, Gewinne kleinzurechnen und an der Steuer vorbeizuschleu-
sen. Deshalb sind Einschränkungen der Kostenabzugs- und Verlustverrech-
nungsmöglichkeiten sowie verstärkte Prüfungen notwendig. Desweiteren
wird angestrebt, den steuerlichen Betriebsausgabenabzug fürManagerver-
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gütungen auf das 20-fache des unteren Facharbeiterlohns der Branche zu
beschränken. Auch bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer können Po-
tenziale zur Erschließung steuerlicher Mehreinnahmen genutzt werden.
Vor allem große Erbschaften sollen steuerlich stärker belastet werden.

Die Reformvorschläge bei der Lohn- und Einkommensteuer beinhalten
die Erhöhung des Grundfreibetrags auf 9.300 Euro, die Abschaffung des

„Mittelstandsbauches" durch Einführung eines durchgängig linear progrès-
siven Steuertarifs sowie die Erhöhung des Spitzensteuersatzes auf 53
Prozent ab 65.000 Euro. Diese drei Maßnahmen führen in der Summe zwar
zu Mindereinnahmen, gehen aber zu Gunsten der unteren und mittleren
Einkommen. Das Einkommensteueraufkommen könnte zudem anders
verteilt werden, würden Kapitalerträge vollständig erfasst und progressiv
besteuert sowie Gewinne und Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung
realistisch ermittelt. Zusammen mit der Abschaffung des Ehegattensplit-
tings, der Erhöhung des Kindergeldes sowie der Neuregelung der Pendler-
pauschale ist diese Reform der Einkommensteuer insgesamt einkommens-
neutral.

Ein weiteres zentrales Anliegen ist die Einführung der Finanztransaktions-
Steuer, zunächst als nationale Finanztransaktionsteuer im Vorgriff auf eine

europäische und internationale Transaktionsteuer (Drucksache 17/518).
Als Verbindung von Börsenumsatz- und langjährig geforderter Tobin-
Steuer geht es um den Einstieg in die Entmachtung der Finanzmärkte und

um die verteilungsgerechte Verbreiterung von Steuereinnahmen, die auch
und gerade zur Finanzierung von Entwicklung, Umwelt und Klimaschutz
genutzt werden sollen. Die desweiteren geforderte Bankenabgabe (Druck-
sache 17/471) hat ihre Berechtigung darin, dass sie als zweckgebundene
Einnahme (darin liegt die Natur einer Abgabe im Gegensatz zu einer
Steuer) dazu dienen muss, wenigstens Teile der Kosten zu decken, die den
öffentlichen Haushalten durch die globale Finanz- und Wirtschaftskrise
entstanden sind. Allein für 2009 verbucht der Bankenrettungsfonds Soffin
Verluste von bis zu 4 Mrd. Was liegt da näher, als sich mindestens die
Kosten der Bankenrettung wieder zurückzuholen? Und zwar bei den

Hauptverursachern der Krise: den Banken.

Kommunalfinanzen verstetigen: Gewerbesteuer zur
Gemeindewirtschaftsteuer weiterentwickeln

Nicht nur auf Ebene von Bund und Ländern, sondern gerade auch in
zahlreichen Städten, Gemeinden und Landkreisen ist die Haushaltssitua-
tion alarmierend. Viele Kommunen befinden sich gegenwärtig in der
schwersten Finanzkrise seit Gründung der Bundesrepublik. Neben der
Wirtschafts- und Finanzkrise machen sich auch hier inzwischen die Folgen
einer völlig verfehlten Steuersenkungspolitik bemerkbar. Es kann aber
nicht weiter hingenommen werden, dass die Kosten und die Verantwortung
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für diese Misere einfach weiter abgewälzt werden, vom Bund auf die
Länder oder von Bund und Ländern auf die Kommunen. Um den Missstand
zu beheben, bedarf es einer umfassenden Steuer- und Finanzreform.

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Kommunen ein Einnahmen- und
Ausgabenproblem haben: Bund und Länder haben den Kommunen immer
mehr Aufgaben übertragen, ohne für eine für die Erfüllung dieser Aufgaben
angemessene Finanzausstattung zu sorgen. Die Folge ist, dass freiwillige
Leistungen wie beispielweise bei Musikschulen oder Stadtteiltheatern
immer mehr gestrichen und nur noch per Gesetz vorgeschriebene Aufgaben

- und die oft in minderer Qualität - erfüllt werden.
Die Lösung dieser Probleme kann zum einen darin gefunden werden,

dass die Kommunen am Gesamtsteueraufkommen stärker beteiligt werden.
Zum anderen benötigen die Kommunen zugleich dringend mehr eigene
Einnahmen, ohne die die kommunale Handlungsfähigkeit einschließlich
wichtiger Zukunftsinvestitionen in Bildung und ökologische Infrastruktur
kaum zu finanzieren sind. An dieser Stelle setzt das Konzept an, die Ge-
werbesteuer, die vielerorts rund 40 Prozent der kommunalen Steuerein-
nahmen erbringt, zu einer Gemeindewirtschaftsteuer weiterzuentwickeln
(Drucksache 17/783). Im Vordergrund steht das Ziel, die Einnahmen aus
der Gewerbesteuer nicht nur zu erhöhen, sondern zu stabilisieren und
dadurch verlässlicher zu gestalten. Hierzu ist zum einen die Bemessungs-
grundlage auszuweiten, indem alle Schuldzinsen und Finanzierungsanteile
von Mieten, Pachten und Leasingraten mit einzubezogen werden. Zum
anderen ist der Kreis der Steuerzahler auszuweiten, indem auch freiberuf-
lieh Tätige - bei hinreichenden Freibeträgen - sowie selbständig nieder-
gelassene freie Berufe die Gewerbesteuer zahlen sollen.

Vom Grundsatz her ist es neben der Leistungsfähigkeit das Prinzip der
Äquivalenz, das hier geltend gemacht wird: Unternehmen nutzen öffent-
liehe Leistungen, zum Beispiel Straßen, und dafür müssen sie als Äquiva-
lent einen steuerlichen Beitrag leisten. Warum sollten etwa Ärzte und
Rechtsanwälte von der Gewerbesteuer ausgenommen sein, obwohl sie die
Infrastruktur der Kommunen nutzen und von gepflegten Straßen, erschlos-
senen Baugeländen oder dem Feuerschutz ebenso profitieren?

Um die katastrophale Finanzlage der Kommunen kurzfristig zu verbes-

sern, fordern die Linke zudem die sofortige Aussetzung der Gewerbesteu-
erumlage an den Bund. In der Folge hätten die Kommunen aus der Gewer-
besteuer, deren Ertragshoheit bei den Kommunen liegt, sofort mehr Mittel
zur Verfügung. Die Pläne der Regierung zur Neuordnung der Kommunal-
finanzen gehen hingegen in die völlig falsche Richtung. Die Koalition
beabsichtigt, die Gewerbesteuer abzuschaffen und durch einen höheren
Anteil an der Umsatzsteuer und einen kommunalen Zuschlag auf die
Einkommen- und Körperschaftsteuer mit eigenem Hebesatz zu ersetzen.
Umgehend stellt sich die Frage, wodurch die hieraus entstehenden Ein-
nahmeneinbußen der Gemeinden denn wettgemacht werden sollen. Der
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Oberbürgermeister von Regensburg und Präsident des bayrischen Städte-

tages hat errechnen lassen, dass der Mehrwertsteuersatz von 19 auf 24,3
Prozent erhöht werden müsste, um den Gewerbesteuerausfall auszuglei-
chen. Würde die Gewerbesteuer durch einen Zuschlag auf die Einkommens-
Steuer ersetzt, müssten die Einkommenssteuerzahlenden in Regensburg im
Durchschnitt jährlich 2000 Euro mehr bezahlen als bisher. Insbesondere
große Städte, die eine teure Infrastruktur und hohe Sozialkosten schultern
müssen, fürchten die Stadtflucht ihrer Einwohnerinnen, sollte es wirklich
soweit kommen.

Vollmundig beanspruchen die Regierungsfraktionen mit ihren Plänen
zudem, neue Wege zu beschreiten. Doch die Idee, die Gewerbesteuer ab-

zuschaffen, ist keineswegs neu, sondern stand bereits 2002/2003 bei der
gescheiterten Gemeindefinanzkommission auf der Agenda. Als kritisch
hatte sich damals die drohende Umverteilung der Steuerlast von Unterneh-
men auf die Bürgerinnen und Bürger und ein sich verstärkendes Gefälle
zwischen Kernstädten und Umland erwiesen. Von der gegenwärtigen
Kommission ist überdies zu befürchten, dass sie an der Ausgabenseite
ansetzt und den Weg über die Absenkung von qualitativen und quantitativen
Standards beschreitet. Regelungen im sozialen Bereich mit Auswirkungen
auf Kommunalfinanzen sollen auf ihre mögliche Flexibilisierung überprüft
und Entlastungsvolumina definiert werden.

Demgegenüber setzt die LINKE auf einen anderen steuerpolitischen
Entwurf, der die Kommunen auch zukünftig handlungsfähig erhält und
die Stärkung der sozialen Teilhabe am Gemeinwesen ins Zentrum stellt.
Denn wenn angesichts fehlender Mittel beispielsweise in Kindertages-
Stätten die Gebühren erhöht oder Jugendeinrichtungen geschlossen werden,
dann geht dies zu Lasten der Zukunftsperspektiven von sozial Schwäche-

ren, die auf öffentliche Dienstleistungen angewiesen sind. Für viele
Menschen verringern sich hierdurch die Möglichkeiten, am kulturellen,
politischen und gesellschaftlichen Leben gleichberechtigt und aktiv teil-
zunehmen.

Anmerkungen
1 Die Staatsquote gibt an, wie hoch die Ausgaben des Staates sind. Sie zeigt den Anteil der

staatlichen Ausgaben an der gesamten volkswirtschaftlichen Leistung auf und bemisst
sich am Verhältnis von Staatsausgaben zum Bruttoinlandprodukt (BIP).

2 Noch dazu fallen diese Entlastungen für Familien mit Kindern ungleich aus, denn Ar-
beitslose mit Kindern können die Anhebung der Kinderfreibeträge nicht geltend machen.
Im Einzelnen wurden die Kinderfreibeträge von 6.024 auf 7.008 und das Kindergeld
pro Kind und Monat um 20 angehoben.

3 Die Körperschaftsteuer wurde von 45 Prozent beziehungsweise 30 Prozent zunächst auf
25 Prozent und dann 2008 auf nur noch 15 Prozent gesenkt. In der Summe von Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer und Solidaritätsabgabe entrichten Kapitalgesellschaften
höchstens 30 Prozent Steuer auf ihre Gewinne - womit Deutschland unter dem Niveau
fast aller anderen führenden Industriestaaten liegt.
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